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Liebe Leserinnen und Leser, 
die vorletzten Plenartage des Jahres 
2023 sind geschafft. Gemeinsam haben 
wir drei Tage in Hannover debattiert, 
Unterschiede sichtbar gemacht, aber 
auch Einigkeit gezeigt, wenn es um die 
wirklich wichtigen Themen in unserer 
Gesellschaft geht. Dass der Schutz 
jüdischen Lebens Staatsräson ist und 
bleibt, haben wir in einem fraktionsüber-
greifenden Antrag mit SPD, Bündnis90/
Die Grünen und CDU zum Ausdruck ge-
bracht und darüber sind wir sehr froh.

Auf der Tagesordnung standen zudem 
auch kontroverse Themen, wie der 
Gesetzesentwurf zum Ausbau der Wind-
energieanlagen an Land und Flächen-
Photovoltaikanlagen oder eine Änderung 
des Niedersächsischen Brandschutz-
gesetzes, welches die Rechtssicher-
heit beim Drohneneinsatz für unsere 
Rettungskräfte ermöglicht. Diese und 
einige weitere Themen fi ndet ihr auf den 
kommenden Seiten.

Wir wünschen viel Spaß beim Lesen 
unseres aktuellen Newsletters und freu-
en uns wie immer auf Ihr Feedback.

Freundliche Grüße

In Nieder-
sachsen 
verurteilen 
wir entschie-
den jegliche 
Form von 
Antisemitis-
mus. Dieses 
klare 
Zeichen 
haben wir 
während der 
November-
Plenartage 
im Landtag 
mit einem 
gemeinsa-
men Antrag 
von CDU, 
SPD und 
Bündnis90/Die Grünen unmissver-
ständlich wiederholt. Die Geschichte 
hat uns gelehrt, welche schrecklichen 
Konsequenzen aus Vorurteilen und 
Hass resultieren können. Es ist unsere 
Verantwortung, jüdisches Leben in 
Deutschland besonders zu schützen. 
Gerade in dieser Woche, in der sich die 
Reichspogromnacht zum 85. jährt.

Dass Antisemitismus auch heute noch 
auf unseren Straßen ein Problem ist, 
zeigt sich besonders seit dem wider-
wärtigen Angriff der Hamas auf die 
Zivilbevölkerung Israels. Zahlreiche 
Gruppen ziehen in Großstädten durch 
die Straßen und skandieren israelfeind-
liche Parolen. Umso wichtiger ist die 
gemeinsame Initiative der demokrati-
schen Parteien der SPD, Bündnis90/Die 
Grünen und uns als Christdemokraten. 
In den gemeinsamen Forderungen 
machen wir uns u.a. dafür stark, die 
RIAS-Bewegung in Niedersachsen 
weiter zu unterstützen, den Landesbe-
auftragten gegen Antisemitismus 
weiter personell und strukturell 
auszustatten, den polizeilichen Schutz 
für jüdische Einrichtungen umgehend 
und nachhaltig zu erhöhen, sowie 
weitere Projekte der Antisemitismus-
Prävention zu fördern. 

Auch an die Bundesebene richten wir 
uns mit konkreten Forderungen. Für 
uns ist klar, dass antisemitische 
Straftaten einer Einbürgerung ent-
gegenstehen und deshalb fordern wir 
den Bund auf entsprechende Maßnah-
men zu ergreifen und Einbürgerungen 
zu untersagen. Ebenfalls fordern wir 
gegenüber der Bundesregierung, dass 
auch weiterhin der Anne-Frank-Tag an 
Schulen durchgeführt wird, um für das 
wichtige Thema der Toleranz in unserer 
Gesellschaft zu werben. Eine weitere 
Forderung im Antrag sieht zudem vor, 
dass der Bund weiterhin Vereine und 
Organisationen verbieten soll, die durch 
antisemitische Hetze auf den Straßen 
oder im Internet auffallen. 

Um es mit den Worten von Elie Wiesel 
nochmal zusammenzufassen: „Die 
Gegenteile von Liebe sind nicht Hass 
und Dunkelheit, sondern Gleichgültig-
keit und Vergessen.“ Es ist wichtig, 
dass wir nicht gleichgültig bleiben 
gegenüber Diskriminierung und Hass, 
sondern aktiv gegen Antisemitismus 
vorgehen. Im Landtag haben wir ein 
Zeichen gesetzt. Doch auch im Alltag 
müssen wir diese Zeichen immer 
wieder erneuern und immer dann 
einschreiten, wenn jüdisches Leben 
gefährdet oder bedroht wird.

Niemals vergessen jährt sich zum 85. Mal!
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Geht’s weiter für 
49 € durchs Land? 

Krankenhaustransparenzgesetz:
Eingriff in die Planungshoheit

Dass das neue Ticket für Busse und 
Bahnen in ganz Deutschland ein Erfolg 
ist, fi nden eigentlich alle. Ob es im 
kommenden Jahr weiter fi nanziert 
werden kann, ist trotz Gipfeltreffen 
unklar, kritisiert Marcel Scharrelmann. 
„Der gefasste Beschluss der Minister-
präsidentenkonferenz (MPK) hat wenig 
Aussagekraft und das Ticket auch 
noch nicht gesichert“, erklärt Marcel 
Scharrelmann. Der gefasste Beschluss 
spiele vorerst lediglich den Ball zurück 
in die Landesministerien, eine Ent-
scheidung könne jedoch auch da nicht 
abschließend getroffen werden, weil 
diese keine eigenständigen Finanzbe-
schlüsse treffen können, sodass eine 
weitere MPK nötig wird. „Es hilft uns 

Was uns umtreibt!

wenig, wenn das Deutschlandticket 
zu einem Kompetenz-Gerangel wird 
und die Frage der Finanzierung weiter 
ungelöst ist“, so Scharrelmann. Aus 
Sicht des wirtschaftspolitischen Spre-
chers sei eine zeitnahe Festlegung des 
Ticketpreises allen Nutzerinnen und 
Nutzern nur fair gegenüber. Aktuell 

„Das Krankenhaustransparenz-
gesetz ist nichts weiter als eine 
Ablenkung von den wahren 
Problemen in der deutschen 
Krankenhausversorgung. Es 
ist alarmierend, dass Bun-
desgesundheitsminister Karl 
Lauterbach das notwendige 
Vorschaltgesetz verweigert, 
das entscheidend wäre, um 
drohende Krankenhausinsol-
venzen zu verhindern. Die CDU-
Landtagsfraktion hat deshalb 
die rot-grüne Landesregierung 
schon mehrfach aufgefordert, 
die Kliniken in Niedersachsen 
mit Krediten über die NBank 
zu unterstützen, um Liquidi-
tätsengpässe kurzfristig zu 
vermeiden“, sagt der gesund-
heitspolitische Sprecher der 
CDU-Fraktion Volker Meyer.

„Die vorläufi ge Zuordnung von 
Leistungsgruppen zu den Kran-
kenhäusern, wie sie im Gesetz 
vorgesehen ist, ist außerdem 

ein willkürlicher Eingriff in die Hoheit 
der Länder. Dies sorgt nicht nur für 
Unklarheit und Verwirrung bei Patien-
tinnen und Patienten, da die Leistungs-
gruppen noch nicht mit den Ländern 
abgestimmt sind, sondern generiert 
obendrein einen unverhältnismäßigen 
bürokratischen Aufwand. Die endgül-
tige Zuordnung der Leistungsgruppen 
sollte in die Hände der Länder gelegt 
werden, anstatt durch voreilige Maß-
nahmen und staatliche Gesundheits-
steuerung Verwirrung zu stiften“, so 
Meyer weiter.

„Die CDU-Fraktion fordert daher vehe-
ment eine umfassende Krankenhaus-
reform, die einen echten Qualitätswett-
bewerb zwischen den Krankenhäusern 
ermöglicht und nicht eine zentralisierte 
Steuerung. Ministerpräsident Weil und 
Gesundheitsminister Philippi müs-
sen endlich in Kooperation mit ihren 
Länderkollegen Druck auf Bundes-
minister Lauterbach ausüben. Das Ziel 
sollte nicht das Krankenhaussterben, 
sondern eine qualitativ hochwertige 
und fl ächendeckende Sicherstellung 
der Krankenhausversorgung sein“, so 
Meyer abschließend.

liegt der Ball bei den Verkehrsminis-
tern, die bei der kommenden Verkehrs-
ministerkonferenz mit einer Konzept-
erstellung über den April 2024 hinaus 
betraut sind. 
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Buschmann: 
Rechtssicherheit 
beim Drohnenein-
satz für unsere 
Rettungskräfte 
schaffen

Kämmerling: Wir brauchen ein echtes 
Beschleunigungsgesetz und keine 
Ausbaubremse

„Drohnen leisten inzwischen einen 
wichtigen Beitrag in den Einsätzen von 
Feuerwehr und Katastrophenschutz-
organisationen. Sie liefern den Ret-
tungskräften wichtige Informationen 
über die Schadenslage vor Ort. Wir als 
CDU-Fraktion wollen, dass unsere Ret-
tungskräfte dieses Hilfsmittel rechts-
sicher und ohne Nachteile einsetzen 
können. Deswegen bringen wir heute 
den Entwurf zur Änderung des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes ein“, 
erklärte die Abgeordnete Saskia Busch-
mann in der heutigen Landtagssitzung.

„Der Gesetzentwurf zum Ausbau der 
Windenergieanlagen an Land und 
Freifl ächen-Photovoltaikanlagen der 
Rot-Grünen Landesregierung ist zwar 
gut gedacht – doch schlecht gemacht. 
Anstatt Kommunen, Verbänden und 
der Bevölkerung einen echten Leitfa-
den an die Hand zu geben, wird die Ver-
wirrung immer größer. Wir brauchen in 
Sachen erneuerbare Energien endlich 
einen echten Booster und kein weiteres 
Bürokratiemonster“, so die umweltpoli-
tische Sprecherin der CDU-Landtags-
fraktion Verena Kämmerling.

„Was wir am nun vorliegenden Ent-
wurf begrüßen, ist, dass die Landes-
regierung sich an den Flächenzielen 
und am Zeitplan des Bundes orientiert 
und nicht mehr versucht, diese Ziele 
um jeden Preis zu übertreffen. In dem 
Gesetzentwurf werden Kommunen und 
Planungsträgern allerdings Berichts-
pfl ichten vorgeschrieben, die weit 
über das hinausgehen, was der Bund 
fordert. Ebenso schränkt die geplan-
te Pfl icht zur Akzeptanzabgabe die 
Kommunen massiv in ihrer Freiheit zur 
Verwendung der Mittel ein. Was jetzt 
auf freiwilliger Basis gut funktioniert, 
wird kompliziert und bürokratisch.“, so 
Kämmerling weiter.

„Zudem fehlen im Gesetzentwurf Vor-
gaben für die nötige Digitalisierung der 
Verfahren, eine Initiative zur Beschleu-
nigung des Netzausbaus und Leitlinien 
zum Umgang mit naturschutzfachli-
chen Herausforderungen. Deshalb wird 
die CDU-Landtagsfraktion weiterhin 
wachsam sein und darauf achten, dass 
das Gesetz ein echtes Beschleuni-
gungsgesetz und keine Ausbaubremse 
wird“, so Kämmerling abschließend.
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Bericht aus dem Landtag

Während die Sicherheit im Luftverkehr 
und die damit verbundenen luftver-
kehrsrechtlichen Fragen bereits an-
gesprochen würden, werde der Daten-
schutz bisher komplett ausgeblendet.

„Ausdrücklich wollen wir den Daten-
schutz nicht als Bremse für den Einsatz 
der Drohnen begreifen, sondern den 
umfassenden Einsatz ermöglichen. Das 
gilt auch für die Video- und Tontechnik, 
wenn es zum Beispiel um vermisste 
Personen geht“, so Buschmann.

Rheinland-Pfalz habe das Problem be-
reits erkannt und eine Rechtsgrundlage 
für den Einsatz von Drohnen geschaf-
fen. Das Problem sei nicht neu, da man 
zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten immer eine Rechtsgrundlage 
brauche.

„Wir wollen unser Brandschutzgesetz 
mit unserem Antrag daher auf den 

neusten Stand bringen, die entspre-
chenden Paragraphen anpassen und 
Rechtssicherheit schaffen. So stellen 
wir sicher, dass alle Rettungsmittel 
eingesetzt werden können, die benötigt 
werden. Denn wenn es darum geht, Le-
ben zu retten, ist auch die Hilfe aus der 
Luft willkommen“, resümiert Busch-
mann abschließend.
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Unser Monat in Bildern

 Apotheker-Demo in Hannover  JHV CDU Sulingen

 Einweihung Kreismusikschule Syke

 Ehemalige Kreistagsabgeordnete beim Goldhort in Syke

 Gespräch mit Schäfern zum Wolf 

 FU Kreisverband Diepholz

 JHV CDU Diepholz

 60 Jahre Wirtschaftsrat der CDU
 in Niedersachsen


